Forderrichtlinien

Schulsozialarbeit an 6ffentlichen Schulen
vom 01.06. 2023

1. Vorbemerkung

Die Richtlinien legen die Voraussetzungen, Rahmenbedingungen und
Grundanforderungen fur die Férderung der Jugendsozialarbeit an 6ffentlichen
Schulen (im Folgenden auch Schulsozialarbeit benannt) durch den Ortenaukreis fest.
Grundsatze, fachliche Standards und Handlungsprinzipien sowie die Ziele von
Schulsozialarbeit werden in der Rahmenkonzeption Schulsozialarbeit ausgefuhrt.

2. Zuwendungszweck

Die Forderung der Schulsozialarbeit durch den Landkreis Ortenaukreis kommt fir alle
offentlichen Schulen im Ortenaukreis in Betracht.

Unter Schulsozialarbeit ist die lebensweltbezogene und lebenslagenorientierte
Unterstitzung fur junge Menschen im Zusammenwirken mit der Schule zu verstehen.
Sie ist eine praventive Leistung der Jugendhilfe an der Schule und Beitrag zur
ganzheitlichen Bildung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

3. Rechtliche Grundlagen

Der Ortenaukreis ist Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe. Nach § 1 Kinder- und
Jugendhilfegesetz Baden-Wirttemberg (LKJHG) hat er die grundsatzliche
Verantwortung fur die Planung, Bereitstellung und Forderung der Schulsozialarbeit.
Die rechtlichen Grundlagen der Schulsozialarbeit sind in 8 1 (Recht auf Erziehung,
Elternverantwortung, Jugendhilfe) und in § 13a (Schulsozialarbeit) in Verbindung mit
88 79 (Gesamtverantwortung der Jugendhilfe), 80 (Jugendhilfeplanung) und 81
(strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und 6ffentlichen Einrichtungen) des
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) verankert.

4. Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind die Trager aller 6ffentlichen Schulen, an denen
Schulsozialarbeit geleistet wird. Soweit der Schultréager nicht Anstellungstrager ist,
werden Zuwendungen im Einvernehmen mit den Schultrdgern direkt an die
Anstellungstrager geleistet. Hierzu wird dem Jugendamt einmalig eine
Zustimmungserklarung vorgelegt, aus der das Einverstandnis des Schultragers fur
die Antragstellung und die Erstellung des Verwendungsnachweises hervorgeht.

5. Zuwendungsvoraussetzungen
5.1. Dienst und Fachaufsicht

Die Dienst- und Fachaufsicht ist beim Schultrdger anzusiedeln. Diese kann auch an
freie, qualifizierte Anstellungstrager tbertragen werden.



Der Trager stellt sicher, dass der Offentliche Jugendbhilfetrager in die Umsetzung der
Konzeption miteinbezogen und an Entscheidungen beteiligt wird.

5.2 Stellenumfang und Standort

Im Hinblick auf das breite Aufgabenspektrum muss der Stellenumfang pro Fachkraft
mindestens 50 % einer Vollzeitstelle umfassen.

Sofern der Grundstandard von mindestens 50 % einer Vollzeitstelle pro Schulstandort
gewabhrleistet ist, konnen weitere Teilzeitstellen mit einem Stellenumfang von
mindestens 25 % am gleichen Schulstandort finanziell gefordert werden.

Die Zustandigkeit fur bis zu drei Schularten an einem gemeinsamen Standort ist
maoglich, wenn

- sich die Schulen auf einem gemeinsamen Gelande (oder in
unmittelbarer Nahe) befinden und

- die Kernaufgaben unter Beriicksichtigung der Gesamtschilerzahl
wahrgenommen werden kdnnen.

An Grundschulen und Sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit
unter 150 Schulerinnen und Schilern kdnnen im begriundeten Einzelfall mindestens
50% einer Vollzeitstelle aufgeteilt auf zwei Schulstandorte gefordert werden, sofern
an jedem Standort mindestens 25% angesiedelt sind und sich die Schulen in
raumlicher Nahe unter Beriicksichtigung der Strukturen des landlichen Raums
zueinander befinden.

Eine Forderung von Schulsozialarbeit an Schulen in unterschiedlicher
Schultragerschaft ist mdglich. Hierbei einigen sich die Schultrager auf einen
Anstellungstrager (einer der Schultrager oder freier qualifizierter Anstellungstrager).

Sofern durch die aktuelle Schulentwicklung Schulen geschlossen werden, an denen
bereits Fachkrafte fur Schulsozialarbeit eingesetzt sind, kénnen die Trager in
Abstimmung mit dem Jugendamt abweichende sachgerechte Einsatzmaoglichkeiten
vereinbaren.

5.3 Qualifikationen

Die Stellen fur Schulsozialarbeit sind mit einem/r Sozialarbeiter/-in,
Sozialpadagogen/-in oder einer Fachkraft mit vergleichbarer, gleichwertiger
Qualifikation zu besetzen.

Gleichwertigkeit erfordert,

- dass ein Hochschulabschluss aus dem Bereich des Sozialwesens vorliegt
oder

- dass ein Hochschulabschluss aus einer Bezugswissenschaft der Sozialen
Arbeit, zzgl. einer Weiterbildung im psychosozialen Bereich oder mehrjahriger
einschlagiger Berufserfahrung in der Jugendsozialarbeit vorliegt.



Im besonders gelagerten Einzelfall ist eine Forderung maglich, wenn der
Stelleninhaber/die Stelleninhaberin
- einen der Sozialarbeit/der Sozialpadagogik artverwandten
Hochschulabschluss hat oder

- sich in einem nach den Férderrichtlinien vorausgesetzten Studium befindet
und dieses innerhalb eines vom Ortenaukreis festgesetzten Zeitraums
erfolgreich abschliel3t.

5.4 Rahmenkonzeption und Kooperationsvereinbarung

Es besteht Einvernehmen zwischen Schule, Schultrager und ggf. Anstellungstrager
Uber die Einrichtung und Durchfuihrung der Schulsozialarbeit vor Ort. Die
Rahmenkonzeption Schulsozialarbeit ist Grundlage fir Kooperationsvereinbarungen
und Standortkonzepte. Der Schultrager (und ggf. Anstellungstrager) erkennt mit dem
Forderantrag die fachlichen Standards und Regelungen der Rahmenkonzeption an.
Er verpflichtet sich die fachlichen Standards und Regelungen der Rahmenkonzeption
umzusetzen, indem in gemeinsamen Kooperationsvereinbarungen die Leistungen
der Partner konkretisiert werden. Das bedeutet auch, dass Gruppenangebote und
Angebote der Schulsozialarbeit in der Kooperationsvereinbarung (Punkt 2)
ausfuhrlich formuliert werden. Der Trager hat die Moglichkeit auf der Grundlage der
Rahmenkonzeption Standort- oder Gesamtkonzepte zu erstellen, die konkrete
Besonderheiten vor Ort berilicksichtigen.

6. Antragsverfahren
Die Antragstellung erfolgt durch einen Vordruck.

Uber Neuantrage und Antrage auf Stellenerhéhung entscheidet der
Jugendhilfeausschuss.

Der Zuschuss wird auf Antrag flr ein Férderjahr gewahrt. Férderjahr und
Bewilligungszeitraum entsprechen einem Schuljahr (01.08. - 31.07.).

6.1 Hohe der Forderung

Die Entscheidung uber den Einsatz von Schulsozialarbeit sowie Uber den
Stellenumfang trifft der Schultrager (ggf. der Anstellungstrager) in Abstimmung mit
dem Landkreis.

Die Forderung durch den Landkreis erfolgt als Festbetragszuschuss in gleicher Hohe
der Forderung des Landes Baden-Wirttemberg fur die Jugendsozialarbeit an
offentlichen Schulen. Teilzeitstellen werden anteilig geférdert. Der Zuschuss wird
nicht gewahrt

- for jeden Monat, in dem die geférderte Stelle Gberwiegend nicht besetzt
ist;



- far Fachkrafte, fur die dem Anstellungstrager keine Lohnkosten
entstehen (z.B. Elternzeit, Krankengeld) und deren Personalstelle deshalb
unbesetzt ist.

6.2 Antragsfristen fur Folge- und Neuantrage

Folgeantrage (Stelle wurde im vorausgehenden Forderzeitraum bereits geférdert)
und Neuantrage (Stelle wurde im vorausgehenden Forderzeitraum noch nicht
geférdert) fur eine Férderung im darauffolgenden Schuljahr missen dem Landkreis
spatestens am 31. Juli vorliegen.

Die Bewilligung der Neuantrage und der Antrage auf Stellenerhéhung erfolgt durch
den Jugendhilfeausschuss (JHA). Dieser

entscheidet nach Prifung durch die Verwaltung in der auf die Antragstellung
folgenden Sitzung.

Die Mittel werden zum 01.03. des Folgejahres ausbezabhilt.

Personelle Anderungen sowie Veranderungen des Stellenumfangs oder des
Einsatzortes sind dem Jugendamt unverziglich mitzuteilen.

7. Verwendungsnachweis

Ein Verwendungsnachweis (siehe Vorlage Verwendungsnachweis) fur
Schulsozialarbeit ist dem Jugendamt bis zum 31.10. einzureichen.



	1. Vorbemerkung
	2. Zuwendungszweck
	3. Rechtliche Grundlagen
	4. Zuwendungsempfänger
	5. Zuwendungsvoraussetzungen
	5.1. Dienst und Fachaufsicht
	5.2 Stellenumfang und Standort
	5.3 Qualifikationen
	6.2 Antragsfristen für Folge- und Neuanträge

	7. Verwendungsnachweis

